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einem Wirtschaftskrimi.
5 Jetzt LINKSAKTIV werden. Ein-
ladung an alle, die für soziale Ge-
rechtigkeit sind.

Lernende und Lehrende wollen
sich mit der prekären Lage im
Bildungswesen nicht mehr 
abfinden und bereiten Protest-
aktionen im Juni vor. 

Der Notstand im Bildungswesen hat viele
Aspekte, die meisten haben ihre Ursache
in mangelhaften Finanzierungen. Zu

lange schon wurden Schulen und Universitäten
als Sparschweine der Nation missbraucht. In
sozialen Problembezirken wie Neukölln-Nord ist
das besonders spürbar. Ohne Schulabschluss
droht Armut - langfristig. Deshalb ist Bildung
eine Schlüsselfrage. Die Neuköllner LINKE
unterstützt die Proteste im Bildungswesen. 

Mit der Einführung der Sekundarschule in
Berlin findet die größte Schulreform seit Jahren
statt.  Dabei wird nicht nur die Haupt- und Real-
schule zusammengelegt. Am Ende wird es vor-
aussichtlich nur noch Gymnasien und Sekun-
darschulen geben, denn die Gemeinschafts-
schule soll nach 2013 auch in die Sekundar-
schule überführt werden. DIE LINKE Neukölln
meint: Eine kostenneutrale Schulreform, wie im
Hause des Schulsenators Zöllner (SPD) beab-
sichtigt, ist mit den bildungspolitischer Zielen
der LINKEN nicht möglich. Denn falls keine Be-
reitschaft besteht, die Sekundarschulen ent-
sprechend mit Personal und Sachmitteln auszu-
statten, wird diese Schulreform kläglich schei-
tern und schon bald den Ruf einer „Restschule“
mit allen bekannten Folgen erhalten.

„Menschen vor Profite!“ hieß es auf der Demonstration der 100.000 im Mai beim europäischen 
Aktionstag der Gewerkschaften. DIE LINKE war dabei und forderte gemeinsam mit Gewerkschaftern
einen Mindestlohn, von dem man leben kann - gesetzlich garantiert. Am Megafon, die Sprecherin
der Neuköllner LINKEN, Irmgard Wurdack (Foto: KDH).

Schlüsselfrage: Bildung

Die Wirtschaftskrise wird für
alle spürbar: Insolvenzen, Kurz-
arbeit, Entlassungen, Erwerbslo-
sigkeit, Hartz IV. Was scheinbar
als Finanzmarktkrise begann, ist
jetzt im Alltag angekommen. Die
Bundesregierung hat ihren
Schutzschirm über die Banken
und ihre Profite aufgespannt.
Wir brauchen aber einen Schutz-
schirm für die Menschen. Für
die Verkäuferinnen bei Karstadt
ebenso wie für Arbeitende in
den Industriebetrieben, im
Handwerk und in den Verwaltun-
gen. Das fordert DIE LINKE: Pro-
fiteure zur Kasse – Menschen
vor Profite! Durchsetzen werden
wir das aber nur, wenn wir ge-
meinsam dafür kämpfen. 
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LINKEN: „Profiteure zur Kasse – Menschen vor
Profite!“ ist jedenfalls momentan politischer
Mainstream.

Der Kampf gegen Arbeitsplatzabbau wird zur
zentralen politischen Auseinandersetzung in
diesem Jahr – hier ist neben den Gewerkschaf-
ten und den Belegschaften auch die LINKE ge-
fordert. In vielen Betrieben sind die Mitarbeiter
in den vergangenen Wochen und Monaten auf
die Straße gegangen. Um die Arbeitsplätze zu
retten, ist ein Bruch mit der Marktlogik mittels
Verstaatlichungen notwendig. Nur der Staat
verfügt in der gegenwärtigen Krise über die
Mittel, um den Zusammenbruch moderner Pro-
duktionsanlagen und damit eine Massenar-
beitslosigkeit zu verhindern. Öffentliche Gelder
sollten auch öffentliche Kontrolle bedeuten. Die
Anlagen und das Know-how der Arbeiter sind
keineswegs überflüssig – man könnte mit ihnen
moderne, gesellschaftlich nutzbringende Pro-
dukte herstellen. Das erfordert eine Debatte
über die Ziele von Produktion und eine entspre-
chende Planung – kurz: eine demokratisch kon-
trollierte Wirtschaft. Der Kampf um Verstaatli-
chung ist eine Brücke: Notwendig in den Aus-
einandersetzungen von heute zeichnet er zu-
gleich die Konturen einer möglichen Gesell-
schaft von morgen.

Lucia Schnell ist aktiv in der Basisorganisation
Hermannstraße der Neuköllner LINKEN
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Mehr als 200 Unterschriften für den Erhalt der
Arbeitsplätze bei Karstadt – das war das Ergeb-
nis einer öffentlichen Straßendiskussion der
Neukölllner LINKEN auf dem Hermannplatz vor
Deutschlands größter Karstadt-Filiale. Ulrich
Maurer, Parlamentarischer Geschäftsführer der
Bundestagsfraktion DIE LINKE, dessen Mutter
selbst Verkäuferin in einem Warenhaus war, rief
die Bürgerinnen und Bürger auf, gemeinsam
Widerstand zu leisten, damit die Kosten der
Krise nicht von der Mehrheit der Bevölkerung
getragen werden müssen.

DIE LINKE solidarisch mit Beschäftigten 
Realistisch und radikal. Lucia
Schnell macht sich Gedanken
nach einem Infostand vor 
Karstadt am Hermannplatz.

Eine Aktion vor Karstadt in Berlin-Neukölln
hat mir eine Ahnung davon gegeben, was
für eine LINKE wir jetzt brauchen. Wir, Par-

teimitglieder aus dem Stadtteil, haben Unter-
schriften gesammelt für den Erhalt des Waren-
hauses und der Jobs. Die Resonanz war sehr
gut, die Verkäuferinnen waren froh, dass wir da
waren. Ebenso die Kunden, für die der Wegfall
eines Warenhauses, in dem alles unter einen
Dach ist, ja auch ein Stück weniger Lebensqua-
lität bedeutet.

Interessant waren die Diskussionen, die wir
bei unserem Informationsstand hatten. Von
wegen, die LINKE ist zu radikal. Die Realität ist:
Die Menschen sind empört und sehen nicht ein,
dass sie für die Krise zahlen sollen. Aus den
ganz konkreten Dingen wie der drohenden
Schließung der Karstadt-Filiale ergeben sich
dann schnell grundsätzliche Fragen: Wer trifft
überhaupt in wessen Interesse Entscheidungen
in dieser Gesellschaft? Warum werden die Ar-
beitsplätze nicht gerettet, die Bankenbilanzen
hingegen schon? Von daher schließt sich radikal
und realistisch sein nicht aus – wenn realistisch
sein bedeutet, an den konkreten Auseinander-
setzungen anzusetzen. Die Kernbotschaft der

Neuköllner Kaufhäuser
auf der Kippe

KARSTADT hat am 9. Juni Insolvenz angemeldet. „Die Beschäftigten
bei Karstadt sind Opfer von Kanzlerin Merkel und Vizekanzler Stein-
meier", erklärt der Vorsitzende der Bundestagsfraktion DIE LINKE
Oskar Lafontaine. „Merkel und Steinmeier war der Kampf um das
Kanzleramt wichtiger als eine Lösung im Interesse der Beschäftigten
zu finden. Diese sind nun die Hauptleidtragenden der Insolvenz.“ 

KARSTADT, HERTIE, WOOLWORTH: In allen drei Fällen ergibt sich
ein ähnliches Muster: zuerst kaufen so genannte Finanzinvestoren,
oder besser Heuschrecken, die Immobilien auf, das operative Ge-
schäft und der Immobilienbesitz werden so getrennt. Die neuen 
Immobilienbesitzer (Cerberus bei Woolworth, Dawnay Day bei 
Hertie, Goldman Sachs und Deutsche Bank bei Arcandor/Karstadt)
nehmen Mieten bis zu 25 Prozent des Umsatzes (statt marktüb-
licher 5 Prozent) und treiben so das operative Geschäft in den Ruin,
um dann die Filetstücke meistbietend und einzeln verkaufen zu
können. So ausgelaugt und angeschlagen habe die Kaufhäuser
keine Chance, die Krise aus eigener Kraft überstehen zu können.
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Immobilien mit 500 Millionen Euro bilanziert. Es
erfolgt die Trennung des operativen Geschäfts
vom Immobilienbesitz. Argyll begründete den
Verkauf der Immobilien an Cerberus damit,
dass nur so die nötige Erneuerung und Moder-
nisierung von Woolworth für den Wettbewerb fi-
nanziert werden könne. In Wirklichkeit bezahlt
Argyll mit dem Erlös aus dem Immobilienver-
kauf den Fremdkredit für den Kauf von Wool-
worth. Zahlen darüber ob und wie viel Argyll
überhaupt noch in die Modernisierung von 
Woolworth gesteckt hat, gibt es nicht. Man
kann davon ausgehen, dass weder Electra Fle-
ming noch Argyll ein besonderes Interesse an
einer Neuaufstellung von Woolworth hatten. Ar-
gyll war nur eine Strohfirma für den Hedgefonds
Cerberus, der ein Interesse daran hatte, günstig
an die Grundstücke zu kommen, um sie später
einzeln meistbietend verkaufen zu können.

Februar/März 2009: Argyll täuscht Mitar-
beiter und Lieferanten über die Geschäftslage,
der neu eingestellte Chefmanager und Ex-Chef
von Lidl-Deutschland verlässt das sinkende

1997: Woolworth Deutschland und Öster-
reich trennt sich vom amerikanischen Mutter-
haus durch ein Management Buy Out. Die Ma-
nager handeln im Auftrag größerer Finanzinves-
toren.

1998: Woolworth wird von einem internatio-
nalen Finanzinvestor (Electra Fleming) mit Sitz
in London aufgekauft. Electras „Konzept“ für
Woolworth war, die Schließung von unrentablen
Fillialen, die Ausdünnung und Austausch der Be-
legschaften mit dem Ziel radikaler Personalkos-
tensenkung. „Vor drei Jahren hatte Woolworth
noch einen hohen Anteil von Vollbeschäftigten,
heute arbeiten rund 13.000 Menschen zu 90
Prozent in Teilzeit. (Tagesspiegel 4.11.98)

2007: der amerikanische Hedgefonds Cer-
berus kündigt an, Woolworth kaufen zu wollen.
Dann kauft überraschend eine im großen inter-
nationalen Geschäft unbekannte Beraterfirma
(Argyll Partners Ltd. London) Woolworth auf
und verkauft die 110 Grundstücke und Immobi-
lien von Woolworth („in bester Lage“) an Cerbe-
rus weiter. Zahlen über den Preis der Grund-
stücke werden nicht veröffentlicht, auch nicht
über die Kaufsumme. 2005 wurde der Wert der

Schiff nach einem Monat. Heute ist er Berater
des Insolvenzbeauftragten und von Cerberus.

12. April 2009: Argyll meldet Insolvenz
beim Frankfurter Amtsgericht an. Angeblich
schreibe Woolworth schon seit 2006 rote Zah-
len. Zu diesem Zeitpunkt sind noch 311 Filialen
mit 9.700 Mitarbeitern in Betrieb und die Logis-
tikzentrale in Frankfurt. Von den 9.700 Mitar-
beitern sind 6.000 prekär Beschäftigte (Zeitver-
träge, Teilzeitjobs, Minijobs etc.) mit Stunden-
löhnen zwischen 5,00 und 6,50 Euro. Der Ge-
samtbetriebsratsvorsitzende Kruse spricht von
„einer unheimlichen Wut im Bauch der Mitarbei-
ter“. Er beklagt, dass Cerberus den Geschäfts-
betrieb mit überhöhten Mieten ausgeblutet
habe. 

Mai 2009: Der Gesamtbetriebsrat von Wool-
worth hat den Insolvenzverwalter kritisiert. Er
rücke keine Infos über die bisherigen Bemühun-
gen einer Fortführung von Woolworth oder auch
nur Teilen von Woolworth raus.

V. M.

Woolworth unter 
Heuschrecken
Die Woolworth-Geschichte der
letzten Jahre liest sich wie ein
Wirtschaftskrimi. Mit dabei die
sattsam bekannten Heuschre-
cken wie CERBERUS, die sich
auf dem Berliner Wohnungs-
markt bereits die GSW unter
den Nagel gerissen hatte. Jetzt
hat Woolworth Insolvenz bean-
tragt. Damit sind die 310 Wool-
worth-Filialen mit ihren 11.000 
Beschäftigten in ihrer Existenz 
bedroht. 

Rot/Grün hat unter Kanzler Gerhard
Schröder (SPD) die Finanz- und Kapital-
märkte derart liberalisiert, dass eine sol-

che Politik des Aufkaufens, Aussaugens und Ab-
stoßens enorm erleichtert, ja überhaupt erst er-
möglicht wurde. Zu nennen sind: 2001 – Re-
form der Körperschaftssteuer. Gewinne aus Be-
teiligungsverkäufen wurden vollständig von der
Steuer befreit (zuvor mit 40 Prozent besteuert)
und 2004 – Investmentgesetz, Gesetz zur För-
derung von Wagniskapital, Einführung europäi-
scher Übernahmerichtlinien (Wertpapierhan-
dels- und Übernahmegesetz WpUG) – dadurch
freie Bahn für die Heuschrecken und Invest-
mentfonds. 
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„Heuschrecken verbieten - Woolworth retten! Lohnverzicht rettet keine Arbeitsplätze. Nur durch Solida-
rität und Kampf können Arbeitsplätze erhalten werden“, heißt es im Flugblatt der Neuköllner LINKEN,
das bei Unterschriftensammlungen vor Woolworth-Filialen, hier in der Karl-Marx-Straße, verteilt wurde.
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DIE LINKE in
Neukölln aktiv -
wirke mit ! 
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„Menschen vor Profite!“ - Die Neuköllner LINKE beim europäischen Aktionstag der Gewerkschaften am 16. Mai 2009.

Mit internationaler Musik und Infos der LINKEN
zu den Europawahlen durch Neukölln.

DIE LINKE vor den Neukölln-Arcaden in der 
Karl-Marx-Straße.

Gemeinsames Frühstück und Besprechung vor dem Aktionstag zu den Europawahlen im Zentrum
der Neuköllner LINKEN am Richardplatz.


